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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Sozialpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates über die Beihilfearten, zu denen 
der Europäische Sozialfond einen Zuschuß gewähren kann. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 1. Juni 1971 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr, Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die Beihilfearten, zu denen der Europäische Sozialfonds 
einen Zuschuß gewähren kann 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr des Rates 

vom ^), insbesondere auf Artikel 4, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe; 

Es ist erforderlich, das Verzeichnis der Beihilfe- 
arten zu erstellen, die zur Durchführung von Maß- 
nahmen, zu denen der Europäische Sozialfonds ge- 
mäß den Bestimmungen von Artikel 4 des Rats- 
beschlusses vom 1. Februar 1971 über die Reform 
des Europäischen Sozialfonds einen Zuschuß ge- 
währt, in Anspruch genommen werden können 

In gleicher Weise sind die Beihilfen näher zu be- 
stimmen, die für die Maßnahmen verwendet werden 
können, die gemäß Artikel 5 des obengenannten 
Ratsbeschlusses vom 1. Februar 1971 finanziert 
werden. 

Gemäß Artikel 123 des Vertrages sollen diese Bei- 
hilfen die berufliche Freizügigkeit, die örtliche Frei- 
zügigkeit und die berufliche Verwendungsfähigkeit 
fördern, weshalb es darauf ankommt, daß sie den in 
Artikel 3 des obengenannten Beschlusses vom 1 . Fe- 
bruar 1971 aufgeführten Personen ermöglichen, ihre 
Qualifikation anzupassen, dem Wechsel ihres 
Arbeits- und Wohnortes zuzustimmen und die ge- 
eignetesten Gelegenheiten zu ergreifen, um ihre 
beruflichen Kenntnisse zu verwenden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Um innerhalb der Gemeinschaft die berufliche Frei- 
zügigkeit zu fördern, kann der Fonds zur Finanzie- 
rung von Bildungsmaßnahmen beitragen, die nach 
einem besonderen, vorher festgelegten Programm 
erfolgen und ermöglichen, berufliche Kenntnisse und 
Fertigkeiten zu erwerben, zu erweitern, anzupassen 
oder zu verbessern. 

Zur Finanzierung von Maßnahmen, die darauf ab- 
zielen, den Jugendlichen unmittelbar nach Abschluß 
ihrer Grundschulpflicht eine berufliche Erstausbil- 
dung zu erteilen, kann der Fonds jedoch nicht bei- 
tragen. 

Diese Bestimmung schließt nicht aus, daß der Fonds 
Zuschüsse für Bildungsmaßnahmen zugunsten von 
Jugendlichen gewähren kann, die auf dem Arbeits- 
markt verfügbar und ohne Beschäftigung sind, da 
sie keine Qualifikationen oder aber Qualifikationen 
besitzen, nach denen keine Nachfrage besteht. 


Für die Bildungsmaßnahmen können die folgenden 
Beihilfen in Anspruch genommen werden: 

A 1 - Beihilfen zur Vorbereitung, Abhaltung und 
Verwaltung von Bildungslehrgängen, ein- 
schließlich der Ausbildung des Lehrpersonals, 
und zwar zur Deckung der folgenden Auf- 
wendungen: 

A 10 - die Personalkosten; 

All - die Mieten oder Abschreibungen für 
Gerät und Ausrüstungsgegenstände, 
die Kosten, die sich aus der Verwen- 
dung von Kleinmaterial, pädagogi- 
schen und didaktischen Materialien 
und Mitteln ergeben; 

A 12 - die Mieten oder Abschreibungen für 
Gebäude, die Ausgaben für Verwal- 
tung, Versicherungen, Instandhaltung, 
Heizung, Beleuchtung und Energiever- 
brauch. 

A 2 - Beihilfen zur Erleichterung der Teilnahme an 
den Lehrgängen, und zwar zur Deckung der 
folgenden Aufwendungen während der Bil- 
dungsdauer: 

A 20 - die notwendigen Ausgaben, um den 
Lehrgangsteilnehmern ein Einkommen 
und den Rechtsanspruch oder die Auf- 
rechterhaltung des Rechts auf Lei- 
stungen der sozialen Sicherheit gemäß 
der geänderten Verordnung Nr. 3 des 
Rates zu gewährleisten; diese Beihilfe 
kann jedoch nicht die Leistungen 
selbst decken; 

A 21 - die Kosten für Unterbringung und 
Verpflegung; 

A 22 - die Reisekosten; 

A 23 - die Ausgaben für persönliche Lern- 
mittel, Arbeitskleidung, Lehrgangs- 
aufnahme-, Leistungs- und Lehrgangs- 
abschlußprämien, Geldbeihilfen sowie 
die Prüfungskosten. 

Artikel 2 

Um innerhalb der Gemeinschaft die örtliche Frei- 
zügigkeit zu fördern, kann der Fonds zu den Maß- 
nahmen beitragen, für welche die folgenden Bei- 
hilfen in Anspruch genommen werden können: 

B 1 - Beihilfen zugunsten von Personen, die zur 
Ausübung einer neuen beruflichen Tätigkeit 
ihren Wohnsitz wechseln müssen, und zwar 
zur Deckung der folgenden Aufwendungen: 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 28 
vom 4. Februar 1971, S. 15 
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B 10 - die Reisekosten einschließlich diejeni- 
gen der unterhaltsberechtigten Per- 
sonen; 

Bll - die Kosten für die Überführung des 
Hausrats; 

B 12 die Ausgaben für die Wiedereinrich- 
tung; 

B 13 - die übrigen Ausgaben, die sich aus 
dem Wechsel des Wohnsitzes ergeben, 
insbesondere diejenigen während 
eines bestimmten Zeitraums, welche 
durch die vorübergehende Trennung 
von der Familie und den Darlehens- 
verpflichtungen verursacht werden, 
die mit dem Bau oder Erwerb von per- 
sönlich genutztem Wohnungseigen- 
tum am alten Wohnsitz verbunden 
sind. 

B 2 - Beihilfen, um Personen, die zur Ausübung 
einer neuen beruflichen Tätigkeit ihren 
Wohnsitz wechseln müssen, sowie den Fami- 
lienangehörigen die Integration in die neue 
soziale und berufliche Umgebung zu erleich- 
tern, und zwar zur Deckung der folgenden 
Aufwendungen: 

B 20 - die Kosten, die mit den von den Auf- 
nahme-, Informations- und Beratungs- 
diensten gewährten Leistungen ver- 
bunden sind; 

B 21 - die Kosten, die mit den von den 
Wohnheimen an die aufgenommenen 
Jugendlichen gewährten Leistungen 
verbunden sind, die zur Ausübung 
einer beruflichen Tätigkeit oder um 
eine Ausbildung zu erhalten, den 
elterlichen Wohnsitz verlassen müs- 
sen; 

B 22 - die Kosten für Sprachunterricht; 

B 23 - die Kosten, die mit der Anpassung an 
die Bedingungen zur Ausübung der 
beruflichen Tätigkeit, insbesondere an 
die Sicherheitsvorschriften verbunden 
sind. 

A r t i k e 1 3 

Um innerhalb der Gemeinschaft die berufliche Ver- 
wendbarkeit zu fördern, kann der Fonds zu den 
Maßnahmen beitragen, für welche die folgenden Bei- 
hilfen in Anspruch genommen werden können: 

C 1 - Beihilfen zur Aufrechterhaltung des Einkom- 
mens, und zwar, um während eines bestimm- 
ten Zeitraums die Aufwendungen zu decken, 
die verursacht werden durch: 

C 10 - die Zahlung einer Vergütung, um im 
Falle des Verlustes der Arbeit oder 


der Kurzarbeit oder der Arbeitsein- 
stellung die Wartezeit bis zur Auf- 
nahme in einen Bildungslehrgang zu 
überbrücken; 

eil - die Zahlung einer Vergütung, um 
nach Abschluß eines Bildungslehr- 
gangs die Wartezeit bis zur Wieder- 
beschäftigung zu überbrücken; 

C 12 - die Zahlung einer Vergütung, um im 
Falle einer Massenentlassung die 
Wartezeit bis zur Wiederbeschäfti- 
gung zu überbrücken. 

Diese Beihilfe kann nicht die Leistungen der sozia- 
len Sicherheit nach der geänderten Verordnung Nr. 3 
des Rates decken. 

C 2 - Beihilfen, um die Information, Dokumentation 
und Beratung der Personen anzuregen, die 
eine Arbeit suchen, und zwar zur Deckung der 
folgenden Aufwendungen: 

C 20 - die Ausgaben für die Information 
über die Möglichkeiten auf dem Ar- 
beitsmarkt, die Berufe und die Bil- 
dungsmöglichkeiten; 

C 21 - die Kosten, die mit der Ausbildung 
von Sozial- und Berufshelfern und der 
Verwendung ihrer Dienstleistungen 
verbunden sind; 

C 22 - die Ausgaben für die Kosten der be- 
ruflichen Eignungsprüfung; 

C 23 - die Reise- und Aufenthaltskostpn, die 
bei einem persönlichen Arbeitsange- 
bot zum Zwecke der Vorstellung ge- 
zahlt werden. 

C 3 - Beihilfen, um die Einstellung von Behinder- 
ten zu erleichtern, und zwar zur Deckung der 
folgenden Aufwendungen: 

C 30 - die notwendigen Ausgaben, um Ar- 
beitsplätze behinderten Personen an- 
zupassen. 

Artikel 4 

Der Fonds kann gemäß Artikel 5 des Ratsbeschlusses 
vom 1. Februar 1971 über die Reform des Euro- 
päischen Sozialfonds zur Finanzierung von Maßnah- 
men beitragen, für welche die in den Artikeln 1, 2 
und 3 dieser Verordnung aufgeführten Beihilfen in 
Anspruch genommen werden können. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Allgemeine Erwägungen 

1. Der Verordnungsvorschlag zur Durchführung 
des Ratsbeschlusses vom 1. Februar 1971 über 
die Reform des Europäischen Sozialfonds sieht 
in Artikel 4 vor, daß der Rat, der mit quali- 
fizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommis- 
sion beschließt, das Verzeichnis der Beihilfen, 
die zur Durchführung von Maßnahmen in An- 
spruch genommen und vom Fonds mitfinanziert 
werden können, erstellt und nach Bedarf ändert. 
Die Kommission hat daher, um der durch diesen 
Artikel auferlegten Verpflichtung zu entspre- 
chen, den beiliegenden Verordungsvorschlag 
ausgearbeitet. 

2. Dieser Vorschlag enthält einen allgemeinen 
Katalog von Beihilfen, der dem Rat jedesmal 
als Grundlage dient, wenn er der Tätigkeit des 
Fonds einen Beteiligungsbereich in Anwendung 
von Artikel 4 des Ratsbeschlusses vom 1. Fe- 
bruar 1971 eröffnet und die Beihilfen bestimmt, 
deren Inanspruchnahme ihm im Hinblick auf das 
zu erreichende Ziel am geeignetesten erscheint. 
Auf derselben Grundlage kann er nunmehr ge- 
mäß Artikel 5 Ziffer 2 dieses Beschlusses die 
Beihilfen bestimmen, die bei der Durchführung 
von Maßnahmen nach demselben Artikel ver- 
wendet werden können. 

Damit der Rat angesichts der unterschiedlichsten 
Situationen eine sachgemäße Auswahl treffen 
kann, hat die Kommission einen breit angeleg- 
ten Katalog zusammengestellt, in welchem die 
gesamten in den Mitgliedstaaten und von der 
Gemeinschaft gemachten Erfahrungen verarbei- 
tet sind. Zugleich trägt dieser Katalog den For- 
derungen Rechnung, die sich bereits klar in den 
in der Verwirklichung und Ausarbeitung befind- 
lichen gemeinschaftlichen Politiken und Aktio- 
nen und zwar insbesondere in der gemeinsamen 
Landwirtschaftspolitik und in den Arbeiten hin- 
sichtlich der Behinderten abzeichnen. 

Den Körperschaften und den übrigen öffent- 
lichen oder privaten Einrichtungen wird völlig 
freie Hand gelassen, unter den vom Rat auf der 
Grundlage dieses allgemeinen Katalogs be- 
stimmten Beihilfen diejenigen auszu wählen und 
nach ihrem Ermessen zusammenzustellen, die 
sich am besten in den sozialwirtschaftlichen und 
rechtlichen Rahmen der Maßnahmen einfügen, 
deren Durchführung sie Vorhaben. Es ist ihnen 
eine möglichst breite Auswahl anzubieten, da- 
mit sie im Hinblick auf die besonderen Situa- 
tionen, denen sie begegnen wollen, die wirk- 
samsten Maßnahmen ergreifen können. Die 
Gruppierung der Hilfsmöglichkeiten des Fonds 
ist nicht in einer Begrenzung der Beihilfearten 
zu suchen, die von den Initiatoren in Anspruch 
genommen werden, sondern diese ergibt sich 


einerseits aus der Tatsache, daß die Beteiligung 
des Fonds nur in genau umrissenen Situationen 
möglich ist, die der Rat bestimmt, und anderer- 
seits aus den Vorschriften der Durchführungs- 
verordnung im ganzen, die mit dem ständigen 
Bemühen ausgearbeitet wurden, die Zersplitte- 
rung der Beteiligungen zu vermeiden. In glei- 
cher Weise kann die Kommission bei der Auf- 
stellung der Leistungstabellen gegebenenfalls 
die Bezugsdauer und die Höhe der Beihilfe- 
beträge, zu denen der Fonds beitragen kann, 
begrenzen. 

3. In dem vorgeschlagenen Katalog werden die 
Beihilfen nach den drei Zielen aufgeteilt, die 
dem Fonds vom Vertrag zugewiesen sind, näm- 
lich die berufliche Freizügigkeit, die örtliche 
Freizügigkeit und die berufliche Verwendbar- 
keit zu fördern. 

Um die praktische Verwendung des Katalogs 
zu erleichtern und Änderungen zu ermöglichen, 
ohne daß sich jedesmal die Frage nach dem 
Gesamtaufbau stellt, ist eine dezimale Durch- 
gliederung übernommen worden. 

11. Artikel 1 - Beihilfen zur Förderung 
der beruflichen Freizügigkeit 

4. Von der doppelten Perspektive ausgehend, den 
Bedürfnissen einer sich im ständigen Wandel 
befindlichen Wirtschaft zu entsprechen und die 
Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung zu ver- 
mindern, ist die Kommission der Auffassung, 
daß jede Person, welches auch ihr Alter und 
Niveau sei, die Gelegenheit erhalten muß, ihre 
berufliche Lage im Hinblick auf die Entwick- 
lung der Wirtschaft und des Arbeitsmarktes zu 
verbessern, indem ihr gegebenenfalls in einer 
Anpassungsbemühung geholfen wird. Artikel 1 
sieht daher vor, daß der Fonds zugunsten aller 
Unterrichtsarten wirksam werden kann, wenn 
diese der Vermittlung beruflicher Kenntnisse 
oder zuvor erforderlicher allgemeiner Kennt- 
nisse dienen, hierdurch früher erworbene 
Kenntnisse aufgefrischt oder vervollständigt 
werden oder auf diesem Wege das für diesen 
Unterricht erforderliche Personal ausgebildet 
wird. Im Rahmen dieser Bildung können alle 
beruflichen Qualifikationen angestrebt werden, 
die ebenso den Tätigkeitsmerkmalen eines Ar- 
beiters, Angestellten, Technikers, wie denen 
mittlerer Führungskräfte entsprechen. Sie kann 
in allen Instituten, Schulen oder Ausbildungs- 
stätten, durch Fernunterricht oder in Betrieben 
erfolgen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 41 
vom 29. Februar 1971, S. 11 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 28 
vom 4. Febraur 1971, S. 15 
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Es wird jedoch bestimmt, daß diese verschie- 
denen Unterrichtsformen Gegenstand eines be- 
sonderen, vorher erstellten Programms sein 
müssen, das den Problemen der betreffenden 
Personengruppe angepaßt ist, daiiiil die Kom- 
mission bei der Genehmigung der Anträge be- 
urteilen kann, ob die vorgesehene Bildung dem 
besonderen Ziel der Maßnahme entspricht. Dar- 
über hinaus wird, wie es der Rat gewünscht hat, 
präzisiert, daß der neue Fonds wie der der- 
zeitige Fonds, nicht die Erstausbildung Jugend- 
licher unmittelbar nach dem Abschluß ihrer 
Grundschulpflicht finanzieren kann; der Fonds 
soll jedoch wie gegenwärtig zugunsten der 
Jugendlichen tätig werden können, die auf dem 
Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen und keine 
Arbeit finden können, da sie keine Qualifika- 
tionen oder aber Qualifikationen besitzen, nach 
denen keine Nachfrage besteht. 

5. Die Beihilfen, zu denen der Fonds beitragen 
kann, um die berufliche Freizügigkeit zu fördern, 
sind in zwei Hauptgruppen aufgeteilt, innerhalb 
der wiederum sie nach der Natur der Aufwen- 
dungen zusammengestellt sind, die sie zu decken 
haben; Die Gruppe A 1 umfaßt die Beihilfe für 
die berufliche Bildung als solche - Beihilfen 
A 10 bis A12 -, die Gruppe A2 umfaßt die 
direkten Beihilfen für die Lehrgangsteilnehmer 
- Beihilfen A20 bis A 23 In bezug auf die 
Beihilfe A 20, die die Aufwendungen zu decken 
hat, die sich aus der Gewährung einer Ver- 
gütung während des Lehrgangs ergeben, wird, 
wie es der Rat gewünscht hat, präzisiert, daß 
die Aufwendungen, die sich aus dem Rechtsan- 
spruch oder der Aufrechterhaltung der Rechte 
auf Leistungen der sozialen Sicherheit ergeben, 
nicht in diese Beihilfe einbezogen werden kön- 
nen, und zwar auch nicht als Leistungen, die 
u, U. während der Lehrgangsdauer gezahlt wer- 
den, wie z. B. die Arbeitslosenunterstützungen, 
die Familienzuschläge oder die im Falle eines 
Arbeitsunfalls gezahlten Leistungen. 


IIL Artikel 2 - Beihilfen zur Förderung 
der Örtlichen Freizügigkeit 

6. Die geographische Mobilität kann sich als not- 
wendig erweisen, um eine bessere Verwendung 
der beruflichen Fähigkeiten zu erreichen und 
die Aufrechterhaltung eines Einkommens oder 
das Erlangen besserer Lebens- und Arbeitsbe- 
dingungen zu erleichtern. Sie bringt indessen 
die mit dem Wechsel des Arbeits- und Wohn- 
orts verbundenen Nachteile mit sich, die aus- 
zugleichen sich empfiehlt. Einerseits ist zu ver- 
meiden, daß der hierdurch bedingte Kostenauf- 
wand nicht den in sozialer und wirtschaftlicher 
Hinsicht wünschenswerten Wechsel hemmt; an- 
dererseits, daß die Anpassungsschwierigkeiten 
in der neuen Umgebung nicht den Erfolg der 
Maßnahme gefährden. 


Zu diesem Zweck sind zwei Gruppen von Bei- 
hilfen vorgesehen: Die erste umfaßt die Bei- 
hilfen, die zur Deckung der direkt mit dem 
Wechsel verbundenen Kosten dienen - Beihilfen 
B 10 bis B 13 die zweite umfaßt die Beihilfen, 
die zur Erleichterung der Anpassung in der 
neuen Umgebung bestimmt sind - B 20 bis B 23. 

7. Was die erste Gruppe der Beihilfen betrifft, so 
ist nicht nur der Notwendigkeit Rechnung ge- 
tragen worden, die Kosten zu decken, die sich 
aus dem Umzug im eigentlichen Sinne ergeben, 
sowie diejenigen, die durch die vorübergehende 
Trennung von der Familie verursacht werden 
- periodische Heimreise, doppelte Miete 
usw. . . . sondern auch der schwierigen Lage 
der Personen, die zu einem Ortswechsel ge- 
zwungen sind, bevor sie die Rückzahlung eines 
Darlehens beendet haben, das ihnen ermöglicht 
hat, ihre Wohnung als Eigentum zu erwerben. 

8. In bezug auf die Beihilfen der zweiten Gruppe, 
die zur Erleichterung der Integration der Per- 
sonen bestimmt sind, die den Wohnort wechseln 
müssen, ist die Kommission der Auffassung, 
daß sie die sprachliche Unterweisung und die 
Aneignung der Grundbegriffe, die insbesondere 
zur Integration ins Berufsleben erforderlich 
sind, sowie die Entwicklung der unbedingt not- 
wendigen Aufnahme- und Informationsdienste 
anregen sollen, um den Familien zu ermög- 
lichen, die Einrichtungs- und Anpassungsschwie- 
rigkeiten zu überwinden. Ebenso hält sie es für 
richtig, daß der Fonds zu den Beihilfen bei- 
tragen kann, die dazu bestimmt sind, die Ent- 
wicklung von Wohnheimen für Jugendliche zu 
erleichtern. In der Tat berühren die Konzentra- 
tionserscheinungen ganz besonders die Jugend- 
lichen und rufen für sie schwerwiegende Folgen 
hervor. Es ist daher notwendig, alle Initiativen 
zu unterstützen, die darauf abzielen, den von 
ihren Angehörigen getrennten Jugendlichen 
eine für ihre Entfaltung günstige Umgebung zu 
gewährleisten. 

IV. Artikel 3 - Beihilfen zur Förderung 
der beruflichen Verwendbarkeit 

9. Zur Förderung der beruflichen Verwendbarkeit 
werden drei Gruppen von Beihilfen vorge- 
schlagen. 

Die erste (Beihilfen C 10 bis C 12) hat den 
Zweck, Personen, die ihre Arbeit vorüberge- 
hend oder endgültig verloren haben und sich 
hierbei in genau bestimmten Situationen be- 
finden, für einen begrenzten Zeitraum die Auf- 
rechterhaltung des Einkommens zu gewährlei- 
sten, um ihnen den Zugang zu einer in sozialer 
und wirtschaftlicher Hinsicht angemessenen Be- 
rufstätigkeit zu erleichtern. Unter diesem Blick- 
winkel ist einerseits vorgesehen, während der 
Wartezeit bis zur Aufnahme in einen Bildungs- 
lehrgang oder während der Zeit der Arbeit- 
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suche nach einem Bildungslehrgang zur Auf- 
rechterhaltung des Einkommens beizutragen. 
Tatsächlich kann oft festgestellt werden, daß 
mitunter ein zu langes Warten auf den Beginn 
eines Lehrgangs entmutigt, noch an einer Bil- 
dungsmaßnahme teilzunehmen, die von der 
Arbeitsverwaltung als notwendig angesehen 
wird. In gleicher Weise ist zu vermeiden, daß 
Personen, die an einem Bildungslehrgang teil- 
genommen haben, nicht mangels Wiederbe- 
schäftigung innerhalb einer vernünftigen Frist 
dazu veranlaßt werden, eine Tätigkeit auszu- 
üben, die nicht den erworbenen Fähigkeiten 
entspricht. Andererseits ist vorgesehen, zur 
Aufrechterhaltung der Einkommen von Perso- 
nen beizutragen, die von einer Massenentlas- 
sung betroffen sind. In sozialer wie in wirt- 
schaftlicher Hinsicht gilt es zu vermeiden, daß 
der Einkommensausfall diese Personen nicht 
dazu führt, ihren Beruf aufzugeben und dadurch 
den ihrer beruflichen Erfahrung entsprechenden 
Verdienst zu verlieren. Weiter ist der Tatsache 
Rechnung zu tragen, daß der plötzliche Ein- 
kommenswegfall bei einer bedeutenden Gruppe 
von Personen Verbrauchseinschränkungen her- 
vorruft, die das wirtschaftliche Gleichgewicht 
des betreffenden Gebietes gefährden können. 

10. Die zweite Gruppe von Beihilfen - C 20 bis 
C 23 - zielt darauf ab, auf dem Gebiete der Be- 
schäftigung die Information und die Beratung 
anzuregen. Ein bedeutender Teil der Arbeits- 
losigkeit ist auf mangelnde Kenntnis der offe- 
nen Stellen zurückzuführen; häufig werden An- 
passungsanstrengungen mangels Kenntnis der 
Beihilfen und der zur Verfügung stehenden 
Mittel nicht unternommen; desgleichen fällt es 
vielen Personen mangels ausreichender Infor- 
mation über den Arbeitsmarkt schwer, die sich 
ihnen bietenden Möglichkeiten richtig zu beur- 
teilen und daraus den ihren Fähigkeiten ent- 
sprechenden Vorteil zu ziehen, indem sie ent- 
weder ihre berufliche Qualifikation verbessern 
oder den Wohnort wechseln. Aus diesem Grun- 
de wird vorgeschlagen, daß der Fonds sich an 
allen Initiativen finanziell beteiligt, welches 
auch die Formen sind - Presse, Radio, Fern- 
sehen, Broschüre, Sozial- und Berufshelfer, Be- 
rufsberater usw. - die darauf abzielen, die In- 
formation über die Arbeitsangebote, die Be- 
rufe, die Informationsmittel und die Berufsbe- 
ratung zu entwickeln. 


11. Schließlich sieht dieser Vorschlag eine dritte 
Gruppe von Beihilfen vor, die dazu bestimmt 
sind, die Beschäftigung von Behinderten zu er- 
leichtern, Diese können häufig eine normale 
Tätigkeit ausüben, sofern die Arbeitsplätze der 
Art ihrer Behinderung angepaßt werden. Aller- 
dings hemmen die zusätzlichen Kosten, die sich 
aus dieser Anpassung ergeben, oft die Ein- 
stellung von Behinderten. Angesichts der wach- 
senden Bedeutung des Problems der Behinder- 
ten, mit dem sich die Gemeinschaftsinstanzen 
z. Z. beschäftigen, kommt es darauf an, daß 
der Fonds die Initiativen unterstützt, die ihre 
Eingliederung oder Wiedereingliederung in 
eine produktive Tätigkeit erleichtern. 

V. Artikel 4 - Beihilfen, die zur Durchführung 
von Maßnahmen gemäß Artikel 5 
des Beschlusses Nr. 71/66/EWG 
in Anspruch genommen werden können 

12. Wie es in Ziffer 2 herausgestellt worden ist, 
bestimmen die Kommission in ihren Vorschlä- 
gen und der Rat in seinen Beschlüssen unter 
Bezugnahme auf das in diesem Vorschlag auf- 
geführte Beihilfeverzeichnis diejenigen Beihil- 
fen, die von den Initiatoren der Maßnahmen 
verwendet werden können und zu deren Finan- 
zierung der Fonds gemäß Artikel 4 des Rats- 
beschlusses vom 1. Februar 1971 beitragen 
kann; hierbei versteht es sich, daß dieses Ver- 
zeichnis den Rat nicht bindet und er es ent- 
sprechend dem Wandel der Bedürfnisse ändern 
und ergänzen kann. 

Was hingegen die Maßnahmen betrifft, die vom 
Fonds gemäß Artikel 5 dieses Beschlusses finan- 
ziert werden können, hat der Rat nunmehr die 
Beihilfen zu bestimmen, die nach Ziffer 2 dieses 
Artikels in Anspruch genommen werden kön- 
nen. Artikel 4 dieses Vorschlags erfüllt diese 
Notwendigkeit. Er sieht vor, daß sämtliche Bei- 
hilfen, die in dem vorgeschlagenen Verzeichnis 
aufgeführt sind, für die fraglichen Maßnahmen 
verwendet werden können. Da nach den Be- 
stimmungen des Ratsbeschlusses mit diesen 
Maßnahmen recht unterschiedlichen Schwierig- 
keiten und Forderungen begegnet werden soll, 
ist es erforderlich, daß die Initiatoren der Maß- 
nahmen die geeignetesten Beihilfen in An- 
spruch nehmen können und sie demzufolge über 
eine möglichst breite Auswahl verfügen. 
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